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DIE MEINUNG DER ANDEREN

Das Verhalten der Parteien ist 
umgekehrt proportional zur 
Bedeutung Deutschlands. 
Kleines Karo versus große Ver-

antwortung. Es sind Streiterei-
en in einer als luxuriös wahr-
genommenen Lage. Kaum Ar-
beitslosigkeit, sprudelnde 
Staatseinnahmen, Wachstum 
und Wohlstand. Doch das Bild 
trügt. So wird man Deutsch-
lands Zukunft in der Welt 
nicht sichern. Auch im Innern 
lauern Gefahren. Die Welt 
dreht sich weiter, doch die Ver-
antwortlichen befinden sich 
im rasenden Stillstand von 
monatelangen Sondierungen, 
des Taktierens und Belauerns.

Wachstum 
und Wohlstand
Die „Saarbrücker Zeitung“ 
meint zur deutschen Politik:

Die Bilder vom arabischen 
Frühling in den totalitären 
Diktaturen des Nahen Ostens 

ähneln den aktuellen Meldungen 
aus dem Iran: Nach Jahrzehnten 
der politischen Unterdrückung und 
wirtschaftlichen Entbehrungen ge-
hen die Bürger auf die Straße. Von 
den Machthabern werden die Pro-
teste rigoros bekämpft. Ob die Ent-
wicklung dort in eine ähnliche Rich-
tung gehen wird, ist längst nicht 
ausgemacht. Dennoch versucht 

mancher Politiker – Donald Trump, der Chef-Twitte-
rer aus dem Weißen Haus, vorneweg – bereits, einen 
persischen Frühling samt Regimewechsel herbeizu-
reden. Das dürfte kaum im Sinne der Demonstran-
ten sein, zumal sich in den arabischen Staaten die 
Situation der Menschen durch neue Machthaber al-
les andere als verbessert hat. 
Was aber steckt hinter den Protesten? Zunächst ha-
ben viele Bürger offensichtlich die Geduld mit ihrer 
Führung verloren. Präsident Hassan Ruhani hatte 
Reformen und einen wirtschaftlichen Aufschwung 
versprochen, aber nur wenig davon gehalten. Die 
Erleichterungen durch die nach dem Atomabkom-
men weggefallenen Sanktionen sind beim gemei-
nen Volk so gut wie nicht angekommen.  
Die Proteste sind zunehmend regimekritischer ge-
worden. Das deutet darauf hin, dass sie instrumen-
talisiert werden. Gut möglich, dass in der Staatsspit-
ze ein Machtkampf zwischen den konservativen 
Kräften um Revolutionsführer Ajatollah Ali Chame-
nei – die Nachfolgefrage für den 78-Jährigen ist un-
geklärt – und den Revolutionswächtern sowie dem 
als gemäßigt geltenden Ruhani ausgebrochen ist. 
Hierfür spricht auch, dass im Gegensatz zu den De-
monstrationen 2009 gegen den damaligen Präsi-
denten Mahmud Ahmadinedschad keine Strategie 
hinsichtlich des weiteren Vorgehens zu erkennen ist.  
Wie dem auch sei: Die jüngste Entwicklung gibt zur 
Besorgnis Anlass – insbesondere wenn sich der kon-
servative Klerus durchsetzen und seine Politik der 
Unterstützung terroristischer Kräfte im Nahen Os-
ten noch aggressiver fortsetzen kann.
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Machtkampf im Hintergrund?
PROTESTE IM IRAN

Walter 
Kreuzer

Lange standen die Zeichen auf Eskalation auf 
der koreanischen Halbinsel. Vor allem nach den 
verbalen Scharmützeln, die sich „Raketen-

Mann“ Kim Jong Un mit US-Präsident Donald Trump 
geliefert hat, spitzte sich die Lage besorgniserre-
gend zu. Jetzt plötzlich sind aus Pjöngjang und Se-
oul moderate Töne zu hören. Natürlich, Kim droht 
weiter mit seinen Atomwaffen, sie sind die Lebens-
versicherung für ihn und sein Regime. Doch einige 
Sätze seiner Neujahrsansprache ließen aufhorchen.  
So war es bemerkenswert, dass er Südkorea und die 
Olympischen Spiele im Februar überhaupt erwähn-
te. Dass er davon sprach, dass die Wettbewerbe ein 
Erfolg würden, und andeutete, dass Sportler aus 
Nordkorea teilnehmen könnten. Sonst sind von ihm 
nur Hasstiraden gegen die Regierung in Seoul zu 
vernehmen. Doch auch dort ist der Ton mittlerweile 
weniger feindselig. Präsident Moon Jae In hat eine 
Entspannung des Verhältnisses zum Norden zuge-
sagt. Kim gibt ihm nun eine Gelegenheit dazu. 
Südkoreas Vorschlag eines Treffens auf hoher Ebe-
ne im Grenzort Panmunjom weckt die Hoffnung auf 
politisches Tauwetter. Möglich, dass Kim, nachdem 
er nukleare Macht und Entschlossenheit demons-
triert hat, nun auf einen politischen Prozess setzt, 
der die Lockerung der Sanktionen zur Folge haben 
könnte. Jedenfalls gibt es erstmals seit Längerem 
wieder die Chance auf eine Annäherung. Wenn alle 
Seiten klug und diplomatisch vorgehen. Und es 
nicht zu neuen politischen Störfeuern kommt. In 
den Augen von US-Präsident Trump war die Nord-
korea-Diplomatie bislang Zeitverschwendung.  

Von Claus Schöner 

KOREA-KONFLIKT 

Hoffen auf Tauwetter  

Mit dem Ende des Jahres hat 
der Internationale Strafge-
richtshof für das ehemalige Ju-
goslawien (ICTY) seine Arbeit 
beendet. 50 Jahre nach den 
Nürnberger Prozessen hat er 
internationales Recht gestärkt 
und zugleich die Frage nach 
der Aufarbeitung der jüngsten 
Balkankriege aufgeworfen so-
wie die der künftigen Entwick-
lung der internationalen Justiz. 
161 Angeklagte, fast 11 000 Pro-
zesstage, 90 Verurteilungen 
wegen Genozid, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit oder 
Kriegsverbrechen, sechs Mal 
die Höchststrafe: lebenslang.  
Die Rückkehr von Konzentrati-
onslagern auf europäischem 
Boden, die fast vierjährige Be-
lagerung der Hauptstadt Sara-
jevo, der Genozid von Srebreni-
ca und nicht zuletzt das Versa-
gen der Staatengemeinschaft, 
die vier Aggressionskriege des 
serbischen Präsidenten Slobo-
dan Milosevic mitten in Europa – von Slowenien, Kroa-
tien, über Bosnien bis zum Kosovo – zu stoppen, führ-
ten 1993 zur Errichtung des ICTY. Zunächst hatte man 
nur die „kleinen Fische am Haken“, musste die Anklage 
gar um Telefonanschlüsse, Personal und Mittel kämp-
fen, ganz besonders mit dem Unwillen der betroffenen 
Staaten überhaupt mit dem Gericht zusammenzuar-
beiten. Später kamen auch „große Fische ins Netz“: 
Präsidenten, Minister, Generale, Polizeichefs, die als 
Kriegsverbrecher überführt wurden. Ohne die EU wä-
ren Radovan Karadzic und Ratko Mladic noch heute 
frei. Konditionalitätspolitik kann also Erfolge bringen. 
Die Ausrede der Täter, man habe nur seine Pflicht ge-
tan, das eigene Volk verteidigt oder von allem nichts 
gewusst, wurde in Tausenden Stunden Ermittlungsar-
beit akribisch widerlegt, Tathergänge wurden rekon-
struiert und durch öffentlich zugängliche Prozessakten 
unwiderruflich festgehalten. 

Zum ersten Mal wurde im internationalen Strafrecht 
sexuelle Gewalt als Verbrechen gegen die Menschlich-
keit anerkannt. Neu ist auch das Prinzip der Vorgesetz-
tenverantwortlichkeit: Ein Vorgesetzter kann für Straf-
taten eines Untergebenen verantwortlich gemacht 

werden. Dass Zeugen bedroht, sogar ermordet wurden 
sowie absurde Freisprüche von Angeklagten, gehören 
leider auch zur Bilanz des Tribunals in Den Haag. 
Für die Überlebenden ist – das weiß ich aus meiner Ar-
beit in den neunziger Jahren in Bosnien mit den Opfern 
– von zentraler Bedeutung, dass sie angehört wurden, 
die Wahrheit ans Licht kommt, die Täter bestraft wer-
den. „Ich habe solche Angst, dass Mladic heute Nacht 
stirbt“, sagte mir am Vorabend der Urteilsverkündung 
in Den Haag eine Mutter aus Srebrenica, deren drei 
Söhne und ihr Mann von Mladics Truppen ermordet 
wurden. Sie fürchtete, es werde wie bei Milosevic, der 
in Haft starb, nicht zum Richterspruch kommen.  
Ewiggestrig sind diejenigen, die immer noch oder wie-
der Kriegsverbrecher als Helden feiern. Dass nach dem 
feigen Suizid des bosnisch-kroatischen Ex-Generals 
Slobodan Praljak im Gerichtssaal sogar die Präsidentin 
Kroatiens, der Regierungschef, auch das Parlament ei-
nes EU-Mitgliedslands noch 2017 um einen Kriminellen 
trauern und sich empört über das UN-Tribunal zeigen, 
spricht Bände – feige ist auch das Schweigen dazu in 
Brüssel und Berlin. Das gilt auch für manche Relativie-
rung des Präsidenten des EU-Beitrittskandidaten Ser-
bien. Ohne Wahrheit und echte Aufarbeitung wird es 
weder Gerechtigkeit noch Frieden geben – darf es 
auch keinen Weg in die EU geben. 
Beim Beitrittsprozess muss die EU endlich konsequent 
auf die Einhaltung der Bedingungen pochen. Ziel ist 
die Europäisierung des Balkans, nicht die Balkanisie-
rung Europas. Wer das weiterhin ignoriert, legt die Axt 
an eigene Fundamente. Interesse am Gelingen müssen 
wir haben, weil es auch um unsere Sicherheitsinteres-
sen geht. 
Vor 24 Jahren haben Opfer im ehemaligen Jugoslawien 
Gerechtigkeit gefordert. Heute gibt es wieder Millionen 
Opfer, die sich das wünschen. Der neu seit 2002 existie-
rende permanente Internationale Strafgerichtshof mit 
123 Vertragsstaaten – ohne Russland, USA, China, Tür-
kei, Syrien oder Saudi-Arabien – ist leider weitgehend 
ein zahnloser Tiger: Die Vereinten Nationen oder 
gleichgesinnte Partner müssen wieder handeln. Wenn 
wir das nicht tun, wird internationale Justiz wieder zu-
rückgedrängt, was für alle mehr Unsicherheit bringt. 
 

Der Beitrag erscheint im Rahmen unserer Abgeordneten-
Kolumne, an der sich im Wechsel die heimischen Land-
tags-, Bundestags- und Europaparlamentarier beteiligen 
und zu einem von fünf vorgegebenen Themen schreiben. 
Die Themen finden Sie im Internet unter: bit.ly/2DPxwBm

Den Opfern zuhören, das Recht durchsetzen
MICHAEL 
BRAND 
bilanziert das Jugos -
lawien-Tribunal und 
fordert mehr interna-
tionale Justiz. 

Der Autor (44) ist di-
rekt gewählter Bun-
destagsabgeordneter 
im Wahlkreis Fulda 
und gehört der CDU 
an.

 HIER SCHREIBT IHR ABGEORDNETER

Zu Weihnachten bekam ich 
ein Hörspiel geschenkt. Es ist 
von Hans Magnus Enzensber-
ger und heißt „Hammerstein 
oder Der Eigensinn“ und wur-
de bereits 2008 produziert. 
Warum erwähne ich das? Weil 

darin Politiker der Zwanziger-
jahre in Deutschland beschrie-
ben werden und mir diese Be-
schreibung geradezu prophe-
tisch erscheint – in Bezug auf 
unsere heutige politische Si-
tuation. 
Von diesen Politikern heißt es 
im Hörspiel nämlich wörtlich: 
„Sie wirkten – vor den extre-
men Herausforderungen, die 
es zu bewältigen galt – blass 
und hilflos ... Das politische 
Personal war unsagbar 
schwach und überfordert.“ Die 

Geschichte lehrt uns, wer da-
von profitiert hat. 
Allerdings glaubten damals die 
Politiker der sogenannten 
etablierten Parteien, dass sie 
die Situation doch immer 
noch beherrschen würden. 
Nachdem ich jetzt auf diese 
Weise derart den Spiegel vor 
die Nase gehalten bekommen 
habe, frage ich mich: Warum 
keine Neuwahlen? 
Jetzt allerdings mit Wahlpro-
grammen, aus denen klar her-
vorgeht, wer mit wem eventu-

ell regieren kann und wer mit 
wem genau das eben nicht 
kann! Dann würde meine 
Wählerstimme auch wieder in 
meinem Sinne zählen. 
Im Moment wird meine Stim-
me nämlich wie beim Roulette 
über den Spieltisch geschoben 
und auch noch behauptet, 
dass dies mein Wille wäre! Die-
ses „Zocken“ ist eben absolut 
nicht mein Wählerwille! 
 
Roland Lenz 
Petersberg 

Zu den Sondierungen zur 
Regierungsbildung. 

Warum keine 
Neuwahlen?
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